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Als Obmann der 
sozialdemokrati-
schen Partei 
Natschbach-
Loipersbach-
Lindgrub darf ich 
mich im Namen 
des gesamten 
SPÖ-Teams bei 
Ihnen herzlich für 

das uns am 26. Jänner 2020 bei der GR-
Wahl entgegengebrachte Vertrauen bedan-
ken. Nicht nur die letzte Legislaturperiode hat 
gezeigt, dass wir für Sie im Gemeinderat Eini-
ges bewegen und auch umsetzen konnten. 
Ich möchte nur einiges in Erinnerung rufen.    

Wir SPÖ-Gemeinderäte waren es… 

die die Initiative ergriffen und sich für den 
Wohnbau in der Rudolf Wallnergasse in 
Loipersbach eingesetzt haben. Von uns 
wurden auch die Vorverhandlungen mit der 
Baugenossenschaft Arthur Krupp und den 
Grundstücksbesitzern aufgenommen und so 
sind die 12 Reihenhäuser entstanden! Wir als 
Oppositionspartei waren schon sehr stolz da-
rauf, dass es gelungen ist dieses Projekt um-
zusetzen. Dadurch haben 12 Familien ihre 
neue Heimat in unserer lebenswerten Ge-
meinde gefunden.  

Wir SPÖ-Gemeinderäte waren es… 

die bereits im Dezember 2011 einen An-
trag für eine LED-Straßenbeleuchtung ein-
gebracht haben. Mit der Begründung – bis 
zu 75% weniger Stromkosten, mehr Lichtqua-
lität, längere Lebensdauer der LED-Dioden 
und eben als Klimabündnis-Gemeinde erheb-
liche CO² Einsparungen – ca. 20 Tonnen pro 
Jahr! 
Daraufhin hat der Bürgermeister einen EVN-
Mann kommen lassen, der uns einen Negativ
-Vortrag über die LED-Beleuchtung gehalten 
hat. Somit wurde unser Antrag vom Tisch ge-
wischt. Vier Jahre danach, 2015, kommt wie-
der ein EVN-Mann und hat uns erzählt, wie 
toll, sparsam und umweltfreundlich eine LED-
Beleuchtung ist. Man hatte sich schon ge-
fragt, ob hier noch alle Tassen im Schrank 
sind? Wir hatten wir bereits 2011, im Zusam-
menhang mit dem Thema „Klimaschutz“ auf 
LED Beleuchtung hingewiesen. In der Zwi-
schenzeit wurden unnötig 80 Tonnen an CO² 
an die Umwelt abgegeben. 2015 wurde dann 

endlich fürs erste auf den Durchzugsstraßen 
mit der Umstellung auf LED-Beleuchtung be-
gonnen. Da die restliche Straßenbeleuchtung 
noch immer  nicht auf LED umgestellt ist, ge-
ben wir weiterhin jede Menge CO² an die Um-
welt ab. „Klimaschutz“, darf für unsere Ge-
meinde nicht nur ein Wort sein, Klima und 
Umweltschutz muss in unserem ökologischen 
Bewusstsein seinen Platz haben. 

Wir SPÖ-Gemeinderäte waren es… 

die bereits in den vergangenen Legislatur-
perioden Anträge für ein LKW-Fahrverbot 
durch Loipersbach - hauptsächlich handelt 
es sich um den Schwerverkehr Richtung 
Steinthaldeponie - im Gemeinderat einge-
bracht haben. Auch in anderen Gemeinden 
ist es gelungen, den Schwerverkehr auf eine 
Umleitungsstrecke zu bringen. Warum soll es 
für unsere Gemeinde nicht gelingen, den 
Schwerverkehr über die Industriestraße, See-
bensteinerberg, Richtung Steinthaldeponie zu 
verlegen. Wenn sich der Bürgermeister für 
die Bevölkerung seiner allzu gelobten Wohl-
fühl-Gemeinde auch wirklich mit ganzer politi-
scher Kraft einsetzen „würde“, so fände er für 
die betroffenen Anrainer sicher einen Weg. 
Aber: „würde“ ist nicht immer gleichzusetzen 
mit ernstem „wollen“. 

Wir SPÖ-Gemeinderäte waren es… 

die einen Antrag für Hundetoiletten im Ge-
meindegebiet eingebracht haben. Gleich 
drei SPÖ-Anträge und mehr als ein Jahr wa-
ren nötig, um dieses Projekt umsetzen zu 
können. 

Wir SPÖ-Gemeinderäte waren es… 

die damals einen Antrag für eine Subventi-
on der Gebärmutterhalskrebs-Impfung 
eingebracht haben. Dazu sind drei Tei-
limpfungen notwendig. Die Höhe der Subven-
tion wurde so angelegt, dass die Gemeinde 
die Kosten von einer der Impfungen über-
nimmt. 

Wir SPÖ-Gemeinderäte waren es… 

die einen Antrag für eine Gehsteigverlän-
gerung in Loipersbach im Bereich Kreuz-
gasse bis Rudolf Wallnergasse eingebracht 
haben. Da hier die Sicherheit für die Fußgän-
ger nicht gegeben war und sie auf die Straße 
ausweichen mussten!  

Liebe Gemeindebürgerinnen, 
liebe Gemeindebürger! 
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Wir SPÖ-Gemeinderäte waren es… 

die einen Antrag für eine Resolution  be-
treffend „Plastikfreie Gemeinde“ – Vermei-
dung von Einweg-Plastik in der Gemeinde – 
eingebracht haben. Mit dieser Resolution 
wollten wir an unsere Gemeindebürgerinnen 
und Gemeindebürger herantreten und ein 
Zeichen für ökologisches Bewusstsein set-
zen, damit diese sich in Zukunft beim Einkauf 
für weniger Verpackung, besonders für weni-
ger „Einweg-Plastik“, entscheiden.   

Wir SPÖ-Gemeinderäte waren es… 

die einen Antrag eingebracht haben, den 
wiederkehrend eintretenden Hochwasser-
ereignissen im Moos in Natschbach Auf-
merksamkeit zu schenken und als Ge-
meinde eine Lösung im Sinne aller betroffe-
nen Anrainer auszuarbeiten. Wir haben nicht 
locker gelassen und deshalb ist doch Bewe-
gung in die Sache gekommen. 

Wir SPÖ-Gemeinderäte waren es… 

die einen Antrag für die Asphaltierungen 
der überaus desolaten Parkplätze vor dem 
Friedhof eingebracht haben. Was vom 
Gemeinderat angenommen und binnen 
weniger Wochen umgesetzt wurde!  

Wir SPÖ-Gemeinderäte waren es… 

die 25 neue Gießkannen für unseren 
Friedhof in Natschbach gespendet ha-
ben. Da die Gießkannen schon zum 
Teil etwas brüchig waren und von einigen 
Kannen bereits der Brausekopf fehlte. 
Auch bei mancher Wasserstelle standen 
oft nur ein bis zwei Kannen zur Verfü-
gung!   
Natürlich gäbe es noch Einiges auf den 
Tisch zu legen, was wir SPÖ-

Gemeinderäte für unsere Bürgerinnen 
und Bürger erreicht haben. Daher hätten 
wir uns bei der GR-Wahl auch etwas 
mehr Zuspruch für unsere geleistete Ar-
beit erwartet. Wenn wir unsere fünf GR-
Mandate auch nicht beibehalten konnten, 
wir werden uns weiterhin mit „Herz und 
Verstand“ für Sie einsetzen und für alle 
Bürgerinnen und Bürger als Ansprech-
partner tätig sein.  
 
Verehrte Gemeindebürgerinnen und Ge-
meindebürger, wir haben es besonders 
wegen der Kinder bedauert. Leider muss-
ten wir Corona-bedingt heuer auf unser 
traditionelles Ostereiersuchen verzichten 
und hoffen, dass sich diese ernst zu neh-
mende Lage bis Ostern 2021 wieder 
halbwegs normalisiert. Ich wünsche Ihnen 
einen erholsamen Urlaub und den Kin-
dern schöne Ferien. Sollten Sie trotz der 
Lage in den Urlaub fahren, kommen Sie 
wohlbehalten und gesund wieder nach 
Hause. 
 
Herzlichst, Ihr Gemeinderat 
 
 
 

Othmar Braditsch 
 

 
 
 
 
 
 
 
 

 



 

 

Coronabedingt 
war der Gemeinde-
rat zu einer Frühjah-
respause gezwun-
gen, und es sieht 
leider so aus, als 
müssten wir uns an 
diese Situation noch 

etwas mehr gewöhnen. Unser Leben und 
Alltag haben sich verändert. Es liegt an 
uns allen, dass wir diese Herausforde-
rung bestmöglich bewältigen. 
 
Im März hat nach der Gemeinderatswahl 
die konstituierende Sitzung stattgefunden. 
Leider musste die SPÖ, bedingt durch die 
hohen Verluste im Ortsteil Loipersbach 
einen Sitz an die ÖVP abgeben. Im Orts-
teil Natschbach hingegen konnten wir 
Stimmenzuwächse verbuchen. Ich möch-
te mich deshalb an dieser Stelle bei allen 
bedanken, die mir Ihr Vertrauen ausge-
sprochen  und Ihre Stimme an uns abge-
geben haben.  
 
Ich versichere meinen Wählerinnen 
und Wählern, dass ich mit aller Kraft 
weiter im Gemeinderat arbeiten und 
mich für Ihre Interessen einsetzen wer-
de. 
 

Thema: Steinthaldeponie 
 
In einer der letzten Aussendungen habe 
ich diesen Umstand bereits angekündigt. 
Einer der Beschlüsse der letzten Gemein-
deratssitzungen hat sich mit einem weite-
ren, unvermeidbaren Baustein dieser 
Thematik befasst: Die Steinthaldeponie 
wird/wurde bereits um mehr als das Dop-
pelte der bestehenden Fläche ausgebaut 
und wird voraussichtlich auch noch weiter 
vergrößert werden.  
Der Gemeinderat kann sich leider nicht 
mit dem grundsätzlichen Ansinnen einer 
Vergrößerung direkt auseinandersetzen. 
Diese Entscheidung, respektive die Ge-
nehmigung und Widmung der betroffenen 
Flächen obliegt der Behörde nach vorge-

schriebenen Prüfungen betreffend Um-
weltverträglichkeit und Bodenbeschaffen-
heit. Der grundsätzliche Ausbau wurde 
vom Gemeinderat nicht behandelt, in die-
ser Angelegenheit haben die Gemeinde 
und der Gemeinderat per se kein Mitspra-
cherecht. Beschlossen wurde die Verle-
gung eines Waldweges, der sich noch im 
öffentlichen Gut befindet und bereits 
knapp an das wesentlich tiefer liegende 
Deponiegelände grenzt. Dieser Weg ver-
läuft zur Zeit zwischen dem alten und 
dem erweiterten Deponiegelände und soll 
in Zukunft entlang der nördlichen Depo-
niegrenze verlaufen. Die Verlegung des 
Weges muss aus sicherheitstechnischen 
Gründen deshalb so und so erfolgen, und 
aufgrund der geplanten Ausbaumaßnah-
men werden nördlich gelegene Waldstü-
cke zum Zweck der Holzbringung durch 
einen neuen Weg erreichbar. 
 
An dieser Stelle möchte ich bemerken, 
dass der Umstand der Vergrößerung der 
Deponie mir im Grundsatz sauer aufstößt. 
Natürlich möchte keiner den Müll „vor sei-
ner Haustür“ abgelagert wissen, und gäbe 
es ein Mitspracherecht, jeder von und 
würde sich für einen Ablageplatz ent-
scheiden, der möglichst weit von unserem 
Lebens- und Wohnbereich weg liegt. 
 
Leider ist es aber nicht so einfach, wir alle 
erzeugen Müll, der nicht mehr recycelbar 
ist und letztlich auf einer Deponie landet, 
die irgendwo gebaut werden muss. Für 
den Müll, den wir erzeugen, gilt es letzt-
lich auch Verantwortung zu tragen. Das 
sollte im Grunde außer Frage stehen. Für 
unseren Müll, wohlgemerkt. 
 
Fakt ist, dass auf der Steintaldeponie 
nicht nur unser Müll abgelagert wird 
(„unser“ Müll bezeichnet nicht explizit den 
Müll unserer Gemeinde, eher jenen der 
umgebenden Region). Auf dieser Depo-
nie wird Müll entsorgt, der nicht nur aus 
weit entfernten Gebieten Österreichs 
kommt, sondern auch aus angrenzenden 

Sehr geehrte Gemeindebürgerinnen 
 und Gemeindebürger  
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Nachbarstaaten. Dabei handelt es sich 
auch um Problemstoffe, deren Ablage-
rung als problematisch anzusehen ist. Ich 
habe überhaupt kein Verständnis dafür, 
Sondermüll und andere problematischen 
Abfälle aus anderen EU-Staaten in unse-
re Gemeinde für die nächsten Jahrzehnte 
oder länger in unserem Waldboden zu 
wissen, ob diese Ablagerung sicher ist 
(was ich bezweifle) oder nicht. 
 
Auch das habe ich bereits vor Jahren 
kritisiert: Der Kardinalfehler war, diese 
Deponie an private Betreiber zu verkau-
fen, aus „wirtschaftlichen“ (!) Gründen. 
Der damals zuständige Abfallwirtschafts-
verband hätte seine Verantwortung wah-
ren müssen und einem Verkauf niemals 
zustimmen dürfen. Dass private Unter-
nehmer auf Gewinn ausgerichtet sind, ist 
logisch und verständlich (es ist nebenbei 
bemerkt obsolet zu erwähnen, dass ich 
dabei von einer korrekten und gesetzes-
konformen Lagerung der Abfallstoffe in 
der Deponie ausgehe).  
 
Die Konsequenz dieser Wirtschaftlichkeit 
spüren Sie alle, denken Sie an den 
Schwerverkehr, der in Zukunft noch mehr 
durch unsere Straßen rollen wird, denn 
mehr Ablagerungskapazität bedeutet hö-
heres Transportaufkommen, das muss ei-
gentlich jedem einleuchten. 
 
Gemeinden müssen zum Wohle der 
Bürgerinnen und Bürger nicht immer 

wirtschaftlich entscheiden. Lebens-
qualität darf nicht betriebswirtschaftli-
chen Überlegungen unterliegen.  
 
 
Es liegt in der Verantwortung der Gemein-
de, besonders des Bürgermeisters, einem 
zukünftigen Ausbau entgegenzuwirken. 
Waldgrundstücke kann nicht nur ein De-
poniebetreiber, sondern auch eine Ge-
meinde erwerben. 

 
Neues und Aktuelles finden Sie auf unse-
rer Homepage:  
http://www.natschbach-
loipersbach.spoe.at/. Sie können uns na-
türlich jederzeit, auch zu den aktuellen 
Themen, per e-Mail unter der Adresse  
spoe.natschbach.loipersbach@gmx.at er-
reichen. Wir freuen uns auf Ihre Meinung, 
Anregungen und Kommentare, natürlich 
auch zu den aktuellen Themen.  
 
Ich wünsche Ihnen noch viele weitere 
schöne Sommertage… 
 
Herzlichst, Ihr GGR 
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Der Bgm. eröffnet die Sitzung hinsichtlich 

zweier Dringlichkeitsanträge zur TO: 

1) Bgm Stellwag, Grundankauf Kindergar-

ten (nicht öffentlich) 

2) Othmar Braditsch: Grundsatzresolution 

betreffend der Inanspruchnahme des In-

vestitionspakets für Städte und Gemeinden 

(Schulen und Sportstätten) als Unterstüt-

zung für die Errichtung des Kindergartens, 

TO 9 

1. Protokoll der letzten Sitzung vom 

12.12.2019 und 13.2.2020 

Das Protokoll der Gemeinderatssitzung 

wird vom Gemeinderat einstimmig be-

schlossen. 

2. Bericht Prüfungsausschuss 

In der konstituierenden Sitzung des Prü-

fungsausschusses wurde Robert Brozek 

wieder einstimmig zum Obmann gewählt. 

Dieser hat anschließend getagt und alle 

Konten und Tageskassen geprüft. Es konn-

ten keine Mängel festgestellt werden. Der 

Prüfbericht wurde vom GR einstimmig be-

schlossen. 

3. Rechnungsabschluss 2019 

Der RA sollte im 1. Quartal 2020 beschlos-

sen werden, dieser wurde dem Land NÖ 

bereits gemeldet. Wegen der boronabe-

dingten Absagen der GR Sitzungen muss 

der Beschluss des RA nachgeholt werden. 

Der ordentliche Haushalt schließt mit ei-

nem Überschuss von 138600 Euro ab, wo-

bei hier 92603 Euro vorläufig für Sportanla-

genbau vorgesehen sind. 

4. Änderung Flächenwidmungsplan 

a) Im Bereich Ortsstraße wird Grünland in 

private Verkehrsfläche umgewidmet. Auf 

den Parzellen befinden sich Carports der 

Familien Rasner, Fuchs und Glanz. Ur-

sprünglich wurde das Carport der Familie 

Glanz zur Unterbringung von landwirt-

schaftlichen Geräten eingereicht und er-

richtet. Zur Zeit wird es auch für PKWs be-

nutzt. Familie Rasner hat beide Verwen-

dungszwecke eingereicht, diese wurden 

auch seinerzeit von Amtsleiter Pinkl geneh-

migt, aber um Rechtssicherheit zu gewähr-

leisten wird das Areal jetzt entsprechend 

umgewidmet.  

Ich habe den Bgm darauf hingewiesen, 

dass für zukünftige, umzuwidmende Klein-

flächen, die ähnlich geartete Fälle darstel-

len darauf geachtet werden muss, dass 

das Prinzip der Gleichbehandlung gilt und 

in allen ähnlich gearteten Fällen, wen 

auch immer das betrifft auch im Sinne der 

Bürger entschieden werden soll. 

b) Naturschutzgebiet entlang der Schwarz-

a, im Bereich Brücke nach Breitenau. Die-

ses Areal ist in der Natur nicht landwirt-

schaftlich genutzt und wird nun formal in 

seiner Funktion als Naturschutzgebiet um-

gewidmet. 

c) In Loipersbach befindet sich das Haus 

der Familie Gersthofer im Grünland. Dieses 

Haus wurde zwar im Bauland errichtet, 

später wurde das Areal aber in Grünland 

umgewidmet. Auf die notwendige Wid-

mun g  der  Gebä udef l äche  i n 

„erhaltenswürdiges Gebäude im Grün-

land“ wurde vergessen. Dies wird jetzt im 

Zuge der Umwidmungen nachgeholt. 

d) Die Birkengasse in Natschbach wurde 

an den vorherigen Eigentümer zurückge-

geben, nun soll diese Verkehrsfläche wie-

der in Bauland umgewidmet werden. Das 

Land NÖ stimmt dieser Umwidmung (noch) 

nicht zu, da mit der Wichtigkeit der ehe-

maligen Verbindungsstraße argumentiert 

wird. Es befindet sich allerdings schon eine 

Garage auf dem Flächenstück. Die Ge-

meinde wird hier eine weitere Stellungnah-

me abgeben . 

e) Verschwenk Straßenführung Industrie-

straße: Hier wird der nachträgliche Umbau 

Neues aus dem Gemeinderat 
GR-Sitzung vom 28. Mai 2020 
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der Straßenführung in der entsprechenden 

Umwidmung berücksichtigt. 

f) Verdachtsflächen: Vor dem Fußballplatz 

befindet sich ein Areal, an dem Verbren-

nungsschlacke der Firma Formeter abgela-

gert wurde. Im Widmungsplan sind diese 

Flächen nun als „Verdachts-flächen“ für 

Problemstoffablagerungen gekennzeich-

net. 

5. Gehweg Auftragsvergabe 

Folgende Angebote lagen vor: 

Fa. Pusiol: 100.635 Euro 

Fa. Swietelsky: 86.600 Euro 

Fa. Lang und Menhofer: 100.403 Euro 

Bgm. Stellwag informiert den Vorstand, 

dass er die Fa. Swietelsky bereits mit der 

Errichtung informell beauftragt habe damit 

diese mit der Planung beginnen kann und 

keine weitere Verzögerung eintritt. Die offi-

zielle Vergabe des Auftrags wird vom Ge-

meinderat einstimmig beschlossen. Die da-

bei zu errichtenden Einfahrten zu den land-

wirtschaftlichen Flächen der Anrainer wer-

den in Begehungen festgelegt. 

Ich habe Bgm. Stellwag darauf hingewie-

sen, dass die Auftragsvergabe anschei-

nend schon passiert ist und ich der Mei-

nung bin, dass die Auftragsvergabe nicht 

vor einem diesbezüglichen Beschluss des 

Gemeinderates erfolgen sollte. Man könn-

te, da für die in Anspruch zu nehmenden 

Förderungen seitens des Landes NÖ, die 

zeitlichen Fristen unterworfen sind, in dieser 

Sache auch den Gemeindevorstand ein-

berufen um einen Vorbeschluss zu fassen, 

der formal nur die politische Willensbekun-

dung darstellt, diesen Beschluss im GR ein-

stimmig zu fassen. In weiterer Folge habe 

ich um eine Kopie des Einreichplans er-

sucht, sobald die Planungsarbeiten abge-

schlossen sind. 

6. Verordnung „Höhe der Bezüge des Ge-

meinderates“ 

Die Höhe des Bezugs des Umweltgemein-

derats war ursprünglich zwischen des Be-

zugs des geschäftsführenden und dem ge-

wöhnlichen Gemeinderat angesiedelt. Der 

Umweltgemeinderat hat allerdings seit 

Längerem keinen erhöhten Bezug mehr 

erhalten. In der entsprechenden Verord-

nung wird dieser bereits faktische Umstand 

nun festgehalten. Die Verordnung wurde 

einstimmig vom GR beschlossen. 

7. Neubau Kindergarten Natschbach 

Während der sitzungsfreien Zeit wurde mit 

den Planungsarbeiten weitergemacht und 

in Folge am Einreichplan gearbeitet. Es 

wurden folgende Gutachten in Auftrag 

gegeben: 

Statik, Haustechnik: PV, Heizung, Möglich-

keiten einer gemeinsamen Heizungsanla-

ge mit der FW Natschbach, Baugrundun-

tersuchung zwecks Bodenversickerungsfä-

higkeit. Bgm. Stellwag begründet die Be-

auftragung der weiterführenden Planungs-

arbeiten mit der Notwendigkeit, dem Land 

zwecks Förderfristen die nötigen Unterla-

gen übergeben zu können. 

Bgm. Stellwag verwqeist auf den von GR 

Braditsch angesprochenen EU-Fördertopf. 

Dieser sei bereits aufgebraucht, als Natsch-

bach beim Land NÖ um Förderung ange-

sucht hat. Weiters war dieser nur für struk-

turschwache Gemeinden gedacht und 

50% der Kosten mussten vom Land NÖ 

übernommen werden. 

Ich habe in diesem Zusammenhang da-

rauf hingewiesen, dass die in den Symbol-

bildern ersichtliche Größe der PV Anlage 

völlig unterdimensioniert ist. Die PV Anlage 

muss in maximal ausführbarer Größe und 

Leistung auf dem Dach des Kindergartens 

geplant und installiert werden. Bgm. Stell-

wag hat der Abbildung nur Symbolcharak-

ter zugesprochen, aber keine Zusage über 

eine Erweiterung bzw. Aussage über die 

geplante Größe gemacht. Diese Frage 

und jene nach Struktur und Oberfläche 

des Daches wurden in den Wochen da-

rauf  in einer Arbeitsgruppe behandelt, der 

Mano Scherz, Martin Brunflicker, Günter 

Stellwag und ich angehöre.  
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 Samstag: Grillabend mit Grillhendl 
Sonntag: Familienmenü 

Montag: Pizzatag, jede Pizza 5€ 
 

Mittwoch: Nudeltag, Donnerstag: Stelze, Warme Küche Montag bis Sonntag von 11:30 h - 23:00 h   

Auf Ihr Kommen freut sich das Team von San Marco!  
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Ich vertrete hier die Ansicht, dass es als 

Klimabündnis-Gemeinde unsere Pflicht ist, 

die dafür geeigneten Dachflächen (das 

sind in etwa 350-380 m2), für die Errichtung 

einer Anlage zur Erzeugung von Strom aus 

erneuerbarer Energie zu benutzen. Dem 

Argument des Energiebedarfs des Gebäu-

des (dafür wären laut Schätzung etwa 100 

m2 nötig) entgegne ich, dass a) der pro-

duzierte Stromüberschuss natürlich in das 

öffentliche Stromnetz eingespeist werden 

sollte und b) es Möglichkeiten geben könn-

te, den Strombedarf des Altbaus und des 

Feuerwehrhauses auch decken zu können. 

Gemeinden beziehen höhere Förderungen 

für PV Anlagen als Privatpersonen, eine An-

lage erwirtschaftet daher wesentlich 

schneller Gewinn und könnte sich vielleicht 

bereits in 10 Jahren amortisieren. 

Ökologie und Wirtschaftlichkeit stehen hier 

nicht im Widerspruch, sie ergänzen sich so-

gar. Ich fordere in diesem Zusammenhang, 

für alle Gebäude der Gemeinde hinsicht-

lich des Energiebedarfs aus Strom und 

Wärme ähnliche Überlegungen anzustellen 

und einen Masterplan zu erstellen, in dem 

unsere Gemeinde mit diesen Projekten als 

Vorzeigegemeinde präsentiert werden 

kann. 

8. Ansuchen AWZ Steinthal – Umlegung öf-

fentlicher Waldweg 

Die Deponiebetreiber haben vor einiger 

Zeit massiv Grundfläche nördlich der be-

stehenden Deponie in Richtung Loipers-

bach dazugekauft. Die Deponie soll dem-

nach massiv vergrößert werden, die ent-

sprechende Bewilligung seitens der BH wur-

de bereits erteilt.  

Im Zuge der Erweiterung wird der beste-

hende Weg durch Deponiefläche ersetzt, 

die Gemeinde soll die Flächenteile an die 

Deponiebetreiber abgeben und am nördli-

chen Begrenzung des Grundstücks soll die 

Gemeinde dafür vom Betreiber Grundflä-

che für einen neu zu errichtenden Weg er-

halten (2166 m2 neu vs. 1888 m2 alt). Alle 

Durchzugswege zu anderen Waldflächen 

sollen dabei erhalten bleiben, die Projek-

tierungs- und Errichtungskosten werden 

vom Betreiber getragen. 

Die genaue Planung und Umlegungssze-

narien waren den anwesenden Personen 

nicht ganz klar, deshalb hat am Mittwoch 

den 20.5. eine Begehung mit anwesenden 

Vorständen stattgefunden. 

Ich habe angemerkt, dass die Vergröße-

rung der Deponie, die noch dazu Abfall 

aus anderen EU-Staaten aufnimmt, hin-

sichtlich vorangegangener Entscheidun-

gen vermeidbar gewesen wäre. Diese Ver-

größerung zieht viele Konsequenzen nach 

sich und wird zu Lasten aller Gemeindebür-

ger gehen (lesen Sie dazu bitte mein Vor-

wort, Thema: Steinthaldeponie). 

9. DA Othmar Braditsch – Investitinspaket 

der Bundesregierung 

Othmar Braditsch legt dem GR Unterlagen 

über ein Investitionspaket für Gemeinden 

für Infrastrukturprojekte vor und beantragt, 

dass die darin enthaltenen Fördermöglich-

keiten für den Kindergartenneubau in 

Natschbach verwendet werden sollen. 

Mit der Bemerkung, dass die Fördertöpfe 

bereits in Anspruch genommen werden, 

wird der DA mit den Stimmen von ÖVP und 

FPÖ gegen die Stimmen der SPÖ abge-

lehnt. 

Hinsichtlich der Ablehnung des Antrags, 

die mich natürlich keineswegs überrascht, 

und die ich in dieser Form erwartet habe, 

stellt sich für mich schon die Frage, wieso 

man einen Antrag ablehnt, der eine sinn-

volle Auseinandersetzung mit dem Prinzip 

der Wirtschaftlichkeit beinhaltet und der 

eigentlich in der beantragten Form umge-

setzt wird. Das Investitionspakt wurde nur 

wenig vor der GR Sitzung im Nationalrat 

beschlossen und war im GR logischerweise 

noch kein Thema. 

Es zeigt sich wieder einmal, dass SPÖ An-

träge, selbst wenn sie dem Prinzip „no na“ 

folgen, grundsätzlich abgelehnt werden. 

Dabei gibt es im Allgemeinen die folgen-
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den, hierarchisch und in der Häufigkeit nu-

merisch geordneten Gründe: 1. Idee 

kommt von der SPÖ (diese Ideen werden 

zum Großteil später jene der ÖVP verkauft 

und natürlich auch umgesetzt), 2. Idee 

wollen wir nicht umsetzen, aus Prinzip oder 

willkürlich ausgesprochener fehlender Not-

wendigkeit, 3. Anliegen an sich behandelt 

nichts das als Antrag formuliert werden 

kann (dieser Ablehnungsgrund ist - wenn-

gleich dies in fast allen Fällen grundlos pas-

siert - zwar schwieriger auszusprechen aber 

verhindert leider sehr effektiv eine weitere 

Behandlung des Sachverhalts). 

10. Bericht des Bürgermeisters 

50 Jahre Feier Gemeindezusammenle-

gung: Bgm. Stellwag informiert den Ge-

meindevorstand, dass die Feier endgültig 

abgesagt und auf 2020/2021 verschoben 

wird.  

Ich habe diese Entscheidung begrüßt und 

bekräftigt, dass ich bereits vor mehr als ei-

nem Monat schriftlich die Gemeinde da-

rauf hingewiesen habe, dass es unmöglich 

erscheint angesichts der Auflagen betref-

fend Stadt- und Dorffeste ein derartiges im 

Juli in unserer Gemeinde zu veranstalten. 

Kinderbetreuung „Gaudi-Wochen“: Einige 

Vereine planen trotz „Corona“ Veranstal-

tungen wie geplant durchzuführen Es wird 

in den laufenden Tagen erhoben, wer sich 

wie an der geplanten Kinderbetreuung 

beteiligen kann. Dabei wurde in der Diskus-

sion im Vorstand der Unterschied zwischen 

„Betreuung“ und „Jugend zum Verein“ 

herausgearbeitet. Die Gaudiwochen wur-

den eingeführt, um Jugendliche und Kin-

der mit Vereinsarbeit vertraut zu machen 

und gleichzeitig ein Betreuungsangebot in 

den Sommerferien zu schaffen. 

Ich habe darauf hingewiesen dass ich an-

gesichts der aktuellen Restriktionen Maß-

nahmen und der Verantwortung für die 

Kinder/Jugendlichen sicher keine Betreu-

ung in den Sommerferien übernehmen 

werde und habe in diesem Zusammen-

hang auf die generelle Verantwortungsfra-

ge zur Einhaltung der Hygienemaßnahmen 

verwiesen. 

Beachvolleyballplatz/Paddeltennis: In die 

Planungsarbeit haben sich nach Auskunft 

von Bgm. Stellwag und Vzbgm. Blochber-

ger nun einige der Personen der ÖVP Ju-

gend (Stellwag, Breineder, ...) einge-

bracht. Demnach sollen 2 Beachvolleyball-

plätze anstatt einem errichtet werden und 

die JVP soll sich an der Verwaltung in ir-

gendeiner Form beteiligen. Des Weiteren 

soll ein Experte vom Land bei Art und Kos-

ten der Errichtung beratschlagen. 

 

Ich habe in der GR Sitzung den Einwand 

erhoben, dass der Grundsatzbeschluss zur 

Errichtung nur auf Basis eines folgenden 

Konzepts zur Administration der Anlage 

(Verwaltung und Verantwortung) gefasst 

wurde. Dieses fehlt anscheinend aber 

noch immer. Interessant ist dabei der Um-

stand, dass die JVP sich zwar einbringen 

will, aber als ersten Vorschlag die Errich-

tung eines zweiten Platzes (!) vorgeschla-

gen hat. Die ursprünglich offenen Punkte 

werden anscheinend ignoriert... 

Ich halte es für grundsätzlich begrüßens-

wert, dass versucht wird, ein attraktives 

Konzept zum Thema Sport und Freizeitge-

staltung in unserer Gemeinde gearbeitet 

wird und möchte mich möglichen Investiti-

onen nicht verschließen. Ich bin aber der 

Ansicht, dass aufgrund sehr hoher Investiti-

onskosten für die Gemeinde zunächst nur 

ein Beachvolleyballplatz, sowie nur eine 

Paddeltennisanlage errichtet werden soll-

te. Bei einer entsprechenden längerfristi-

gen Auslastung der Sportanlagen könnte 

man eine Erweiterung der Anlage in Be-

tracht ziehen. 

Seniorentaxi: Von GGR Rasner und GGR 

Artner wurde bereits in vorigen Sitzungen 

beanstandet, dass das Seniorentaxi nur 

von 2 Bürgern als Privattaxi fungiert. Es wird 

gefordert, dass nach eingehender Analyse 

und weiteren Kundmachungen die Einstel-

lung dieses Dienstes beschlossen wird, soll-

te sich das nicht ändern.  

Hochwasserereignisse „im Moos“: Es liegt 

bereits eine Kostenschätzung in der Höhe 

von etwa 30.000 Euro vor. Eine Gesprächs-

runde mit den betroffenen Anrainern hat 

es bis dato noch nicht gegeben, aber ist 

noch immer geplant. 
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Gedenkfeier 

Bgm. Rupert Dworak, STR Peter Spicker, STR Gerhard Windbichler, GR Robert Nagl, VBgm. 
Mag. Christian Samwald und GR Othmar Braditsch.  

 

 

Am 12. Februar hatte die SPÖ Gemeindeorganisation Ternitz zur Ge-
denkfeier der Gedenkstätte Kindlwald eingeladen. Im Gedenken an die 
Ereignisse rund um den 12. Februar 1934, wo auch Ternitzer Sozialde-
mokraten Widerstand leisteten und in Auseinandersetzungen und Kämpfe 
verwickelt wurden.  
 
Die Begrüßung wurde von Stadtrat Gerhard Windbichler und die Festan-
sprache von Bürgermeister Rupert Dworak abgehalten. Für den musikali-
schen Teil sorgte ein Bläserquartett des 1. Ternitzer Musikverein. In Ver-
tretung der SPÖ Natschbach-Loipersbach hatten GR Othmar Braditsch 
und GR Robert Nagl an dieser Veranstaltung teilgenommen. 
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Sommer 2020 

Wir gratulieren zur Eisernen Hochzeit 

 
 

Am 30. April 2020 feierten Herr Johann und Frau Margarete GROTZ die 
Eiserne Hochzeit. Am 23. Juni überbrachte Bgm. Günther Stellwag und 
VBgm. Ewald Blochberger den beiden Jubilaren die Glückwünsche der 
Gemeinde. Zu diesem Anlass wurden von den Jubilaren auch GR Othmar 
Braditsch und GR Robert Nagl von der SPÖ eingeladen. Was bei Gratula-
tionen durch die Gemeinde eher selten der Fall ist, außer der Jubilar 
wünscht es, dass auch ein Gemeinderat der SPÖ oder FPÖ den Bürger-
meister begleiten darf.   
Wir dürfen uns auf diesem Wege bei der Familie GROTZ nochmals  herz-
lich für die nette Einladung bedanken und wünschen den beiden Jubilaren 
weiterhin viel Glück und Gesundheit im Kreise ihrer Familie.      

GR Robert Nagl, GR Othmar Braditsch, Margarete Grotz, Bgm. Günther Stellwag, Johann Grotz, 
VBgm. Ewald Blochberger. 

mailto:otti51@gmx.at
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